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1. Veranlassung

Im Ortsteil Grabau existiert eine Brennerei, die nahezu ausschließlich Kartoffeln, in 
geringem Umfang auch Getreide, aus der näheren Umgebung verarbeitet. In 
unmittelbarer Nähe zu diesem Betrieb wurde eine Biogasanlage errichtet. Als 
Rohstoffe für diese Biogasanlage stehen die anfallende Schlempe aus der 
Brennerei und die Gülle aus den Kuh- und Rindermastbetrieben in Grabau und 
Hühnertrockenkot zur Verfügung.

Die ansässigen Landwirte der Umgebung haben sich zusammengeschlossen, um 
eine Kartoffelschälfabrik nahe der Biogasanlage zu errichten. Der Abfallanteil bei 
einer Kartoffelschälanlage beträgt ca. 40 - 50 %, wodurch die Entsorgung 
problematisch wird. Kartoffelschälabfälle eignen sich jedoch sehr gut zur 
Verwertung in einer Biogasanlage. Die Kartoffelschälfabrik wurde daher südlich der 
Biogasanlage errichtet.

Zwischenzeitlich war überlegt worden, den Kartoffelschälbetrieb im Hauptort der 
Gemeinde, in Suhlendorf, in dem vorhandenen Gewerbegebiet zu errichten. Die 
räumliche Trennung zwischen Biogasanlage und Kartoffelschälbetrieb würde jedoch 
zusätzliche Transporte verursachen, was sowohl die Belastung der Umwelt, 
Lärmemissionen als auch weitere Kosten nach sich ziehen würde. 

Aus diesen Gründen ist ein Standort in Grabau in unmittelbarer Nähe zur Brennerei 
und Biogasanlage ausgewählt worden. Es handelt sich um eine Fläche im Südosten 
der Ortslage. Wegen der vorhandenen Bebauung im Nordosten der Fläche sind die 
räumliche Nähe zum Dorf und die Einbindung in die bauliche Umgebung gegeben.

Die Kartoffelschälfabrik hat in der Zwischenzeit immer wieder Erweiterungen 
geplant und umgesetzt. Da eine neue Erweiterung notwendig wird, hat der 
Landkreis Uelzen eine Genehmigung nur in Verbindung mit einer verbindlichen 
Bauleitplanung in Aussicht gestellt. Auf der Grundlage des Flächennutzungsplans 
ist eine Erweiterung nicht mehr abgesichert. Gemäß § 1 (3) BauGB ist für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung an dieser Stelle ein Bebauungsplan 
erforderlich. Nur durch einen Bebauungsplan kann die nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung im Sinne von § 1 (5) BauGB für den südlichen Ortsrand von Grabau 
sichergestellt werden.

Zunächst sollte der Geltungsbereich die Bebauung entlang des Dammneitzer 
Weges nicht umfassen. Auf den unbebauten Grundstücken bestehen allerdings 
Bauabsichten. Die künftige Bebauung müsste sich an die Umgebungsbebauung 
anpassen. Um zukünftig zusätzliche Bebauungsmöglichkeiten zu eröffnen, sollen 
diese Flächen daher in den Bebauungsplan mit aufgenommen werden.
Um diese Planungen rechtlich zu fassen, beschlossen die politischen Gremien, 
einen Bebauungsplan aufzustellen. Bei dem Bebauungsplan Kartoffelschälfabrik 
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Grabau handelt es sich um eine mögliche Nachverdichtung eines überwiegend 
bereits bebauten Bereiches. Der Bebauungsplan wird am Ortsrand aufgestellt und 
umfasst im Osten auch einzelne Bereiche, die dem Außenbereich zuzuordnen sind. 
Im Wesentlichen bezieht der Geltungsbereich aber Flächen ein, die im 
städtebaulichen Zusammenhang mit dem Siedlungsbereich zu beurteilen sind. Die 
Planung wird daher der Innenentwicklung zugeordnet. Gemäß § 13 a 
Baugesetzbuch (BauGB) kann das beschleunigte Verfahren angewendet werden. 
Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die 
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und des Schutzzwecks 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen 
Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes bestehen nicht. Die 
Sondergebietsgröße beträgt insgesamt ca. 18.910 m2, die Größe der Dorfgebiete 
beträgt ca. 15.614 m2. Die zulässige Grundfläche liegt bei ca. 19.160 m2, also unter 
20.000 m2, so dass auf eine überschlägige Prüfung gemäß § 13 a (1) Satz 2 Nr. 2 
BauGB verzichtet werden kann. 

2. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan, Raumordnung

Der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Rosche wurde durch die 18. 
Änderung fortgeschrieben. Für den Bereich des Plangebietes wird größtenteils ein 
Sondergebiet Landwirtschaftliche Produkte dargestellt. Im Südosten wird eine 
öffentliche Grünfläche, Schutzpflanzung, ausgewiesen, um das Baugebiet in die 
freie Landschaft einzufügen. Die bestehende Bebauung im Nordosten der 
Kartoffelschälfabrik ist als Dorfgebiet (MD) dargestellt.

Der Bebauungsplan nimmt die für seinen Geltungsbereich vorgenommenen 
Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplans auf und entwickelt sie weiter. 
Eine Berichtigung des Flächennutzungsplans gemäß § 13 a (2) BauGB ist daher 
nicht erforderlich.

Die zeichnerische Darstellung des RROP weist das Plangebiet als weiße Fläche, d. 
h. ohne besondere Eignung und Zweckbestimmung, aus. Der gesamte Ortsteil 
Grabau und seine Umgebung sind als Vorsorgegebiet für Erholung ausgewiesen. 
Durch die kleinräumige Baugebietsfestlegung wird diese Funktion nicht 
beeinträchtigt. Von einer Verträglichkeit der Planung mit den zeichnerischen 
Darstellungen des RROP ist daher auszugehen.

Das RROP stellt die Entwicklungsziele u. a. wie folgt dar:
- D 1.3 03: „Die Gemeinden des Landkreises haben in vielfältiger Weise 
Voraussetzungen geschaffen, um die einzelnen Ortsteile als Wohn- und 
Gewerbestandort attraktiv zu machen. Hierzu gehören beispielsweise 
Erschließungsmaßnahmen oder infrastrukturelle Einrichtungen. Um diesen Bestand 
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sicherzustellen, ist einem Rückgang der Einwohnerzahlen entgegenzuwirken und 
eine ausgewogene Bevölkerungsstruktur zu fördern. Eine geordnete Bauleitplanung 
muss die Grundlage für die Ausweisung von Wohn- und Gewerbeflächen sein.“

- D 1.3 04: „Die Bevölkerungsentwicklung ist vor allem durch die Sicherung 
vorhandener und die Schaffung neuer Arbeitsplätze zu unterstützen. ...“

- D 1.5 02: „Der Ausnutzung bisher noch unbebauter Flächen und ungenutzter 
landwirtschaftlicher und gewerblicher Gebäude innerhalb der Ortslagen ist - unter 
Berücksichtigung und Wahrung der örtlichen Gegebenheiten - der Vorzug vor einer 
weiteren Bebauung des Außenbereichs zu geben. ... Zur Verminderung des 
Flächenverbrauchs ist bei der Neuansiedlung oder Verlagerung von Betrieben auf 
flächenschonende Anlagenkonzeptionen zu achten.“

- D 1.5 03: „Die im Osten des Landkreises vorhandenen Rundlingsstrukturen sind 
zu erhalten.“

- D 2.0 02: „Durch die Bauleitplanung ist die Siedlungsentwicklung in Bereiche zu 
lenken, deren ökologische Bedeutung für den Naturraum gering ist.“

- D 2.0 03: „Bei der Ausweisung neuer Industrie- und Gewerbegebiete ist auf 
vorhandene oder geplante Wohnsiedlungen, Erholungsgebiete und andere 
empfindliche Nutzungen Rücksicht zu nehmen. Immissionsbelastungen sind durch 
geeignete bauliche Maßnahmen oder ausreichende Abstände so gering wie möglich 
zu halten.“

- D 3.1 05: „Aufgrund der herausgehobenen Stellung der Landwirtschaft im 
Landkreis Uelzen bietet sich die Ansiedlung von Betrieben zur Weiterverarbeitung 
landwirtschaftlicher Produkte an. Die Ansiedlung von Einrichtungen, z.B. der 
pflanzenbaulichen Forschung und Einführung neuer Technologien zur Bearbeitung 
landwirtschaftlicher Rohstoffe, die zur Stärkung der landschaftlichen Struktur 
beitragen, ist zu fördern. Es sollten Kompetenz-Zentren errichtet werden, die eine 
Netzwerkfunktion zwischen Landwirten einerseits und dem Handel, den 
Verarbeitern sowie der Wissenschaft andererseits darstellen.“

- D 3.2 05: „Die Wertschöpfung der Landwirtschaft ist nach Möglichkeit zu erhöhen, 
um den Erhalt möglichst vieler Höfe und die hierauf basierenden Funktionen zu 
sichern. Der Schwerpunkt muß dabei auf dem Erhalt der bäuerlichen 
Familienbetriebe liegen. Die Veredlung landwirtschaftlicher Bodenprodukte, der 
Anbau weniger verbreiteter oder weniger erprobter Ackerkulturen 
(Nischenprodukte) die Produktion nach der EU-Öko-Verordnung (2092/91) sowie 
nicht flächengebundene landwirtschaftliche Erwerbstätigkeiten sind zu sichern, zu 
entwickeln und zu fördern. Das Entstehen oder die Ansiedlung von verarbeitenden 
Betrieben bzw. spezialisierten Vermarktungseinrichtungen (besonders in 
kooperativer Form) soll vorangebracht werden. Vorhaben der nicht oder nur bedingt 
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flächengebundenen Wertschöpfung wie Direktvermarktung, Ferienwohnungen, 
Pensionspferdehaltung, Energieerzeugung wie z.B. die Windenergie- oder die 
Bioenergieerzeugung sowie der landwirtschaftlichen Betriebskooperation sind zu 
entwickeln und zu fördern. Sie fungieren – neben Stallbauten – als Wachstums- 
bzw. Investitionsalternativen landwirtschaftlicher Betriebe.“

In seinen Erläuterungen (E 1.3) weist das RROP darauf hin, dass die 
Bevölkerungssituation vieler Gemeinden im Landkreis Uelzen durch eine stärker 
werdende Überalterung der Bevölkerung geprägt ist. „Die Schaffung neuer und die 
Sicherung vorhandener Arbeitsplätze ist daher vorrangige Aufgabe, um den 
geschilderten negativen Bevölkerungstrends entgegenzuwirken.“ Weiter wird 
ausgeführt (E 3.1): „Die Landwirtschaft verfügt dank der teilweise guten Böden und 
der überdurchschnittlichen Betriebsgrößen über günstige Produktionsbedingungen. 
... Aufgrund des hohen Anteils des Kartoffelanbaus würde sich im Planungsraum z. 
B. die Ansiedlung eines weiterverarbeitenden Betriebes anbieten.“

Im Ort Grabau mit ca. 156 Einwohnern sind neben der Brennerei zwei Speditionen 
ansässig. Vor allem die landwirtschaftlichen Betriebe prägen den Ort. Diese 
Struktur machte Grabau auch als Standort für die Verarbeitung landwirtschaftlicher 
Produkte interessant. Die ansässigen Landwirte können einen Großteil der 
notwendigen Feldfrüchte direkt anliefern.

Die Brennerei wird von ansässigen Einwohnern von Grabau und der näheren 
Umgebung als Genossenschaft betrieben. Die Biogasanlage und der 
Kartoffelschälbetrieb werden als GmbH & Co.KG aus der Region getragen. Die 
raumordnerischen Ziele können mit diesem regionalen Verbund beispielhaft 
umgesetzt werden. Arbeitsplätze können erhalten, landwirtschaftliche 
Betriebsstellen gesichert und zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. Durch 
kurze Wege und technische Vorkehrungen können die Belastungen der Umgebung 
verringert werden. Mit Grund und Boden wird Flächen sparend umgegangen, da nur 
die für die Kartoffelschälfabrik notwendigen Bereiche mit Erweiterungsmöglichkeiten 
in die Planung einbezogen wurden.

Die baulichen Anlagen können in die umgebenden städtebaulichen Strukturen und 
die Landschaft eingefügt werden. Die alte Ortslage Grabau ist im Norden noch als 
Rundling zu erkennen. Im südlichen Teil hat sich neuere Bebauung angesiedelt. 
Das Plangebiet fügt sich in den Südosten des Dorfes ein. Die schützenswerte 
Rundlingsstruktur des alten Ortskerns wird durch die Kartoffelschälfabrik nicht 
beeinträchtigt, da sie in einem ausreichenden Abstand zu dem eigentlichen 
Rundling liegt.

Der Schutz des Grundwassers ist zu gewährleisten. Eine 
Grundwasserbeeinträchtigung durch belastetes Oberflächenwasser ist durch 
technische Vorkehrungen nach dem jeweiligen Stand der Technik zu vermeiden.
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Die Ziele der Raumordnung stehen mit den Darstellungen der 
Flächennutzungsplanänderung im Einklang.

3. Art der baulichen Nutzung

Als Art der baulichen Nutzung wird für die Kartoffelschälfabrik ein Sondergebiet 
(SO) Landwirtschaftliche Produkte festgesetzt. Innerhalb des Sondergebietes ist die 
Unterbringung von nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben für die Be- und 
Verarbeitung, die Verwertung und die Sammlung landwirtschaftlicher Feldfrüchte 
und die Verwertung organischer Substanzen zulässig. Damit wird eine 
Zweckbestimmung und Funktion vorgegeben, die sich von den Baugebieten nach 
den §§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unterscheidet. Die prägende Wirkung einer 
gewerblichen Nutzung, die überwiegend auf landwirtschaftliche Feldfrüchte 
ausgerichtet ist, rechtfertigt die Festlegung eines Sondergebietes. Ein sonstiges 
Gewerbegebiet, das nichts mit landwirtschaftlichen Produkten zu tun hat, könnte in 
die dörflich und landwirtschaftlich geprägte Umgebung nicht eingefügt werden. 

Der Störungsgrad wird dem eines Misch- bzw. Dorfgebietes gleichgesetzt. Zulässig 
sind nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe. Diese Definition ist im Hinblick auf 
die nachbarschaftlichen Nutzungen aufgenommen. Durch die Lärmemissionen der 
südlich des Plangebietes befindlichen Kartoffelscheune und der nördlich des 
Plangebietes gelegenen Biogasanlage, der Brennerei und eines Fuhrbetriebes im Dorf 
gilt das angrenzende Gebiet als vorbelastet. Zusammen mit den Emissionen der 
geplanten Anlagen dürfen im angrenzenden Dorfgebiet die Planungsrichtwerte der DIN 
18005, Schallschutz im Städtebau, von tags: 60 dB(A) und nachts: 45 dB(A) nicht 
überschritten werden. Diese Werte werden auch für das Sondergebiet zugrunde 
gelegt, um die Einhaltung der Werte in den benachbarten Baugebieten gewährleisten 
zu können.

Die zulässigen Nutzungen sind der Zweckbestimmung unterzuordnen. Der Charakter 
des Gebietes soll durch die gewerbliche Nutzung von landwirtschaftlichen Feldfrüchten 
bestimmt werden. Die gewerblichen Einrichtungen, die Anlagen für Verwaltungen und 
ausnahmsweise Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter sollen sich diesem Charakter unterordnen. Diese 
starke Einschränkung ist notwendig, um in Grabau keine gewerblichen Einrichtungen 
aller Art entstehen zu lassen, die sich nicht in die dörfliche Umgebung einfügen 
würden. Solche Gewerbegebiete sind an den zentralen Orten innerhalb der Gemeinden 
notwendig und sinnvoll. Innerhalb der Samtgemeinde Rosche stehen sie sowohl in 
Rosche als auch in Suhlendorf zur Verfügung. In kleinen Dörfern überprägen sie aber 
die baulichen Gegebenheiten und können nicht in die Ortslagen eingefügt werden. In 
Grabau, das von den vorhandenen landwirtschaftlichen Betrieben geprägt wird, soll die 
landwirtschaftliche Nutzung auch in den zugelassenen gewerblichen Anlagen innerhalb 
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des Sondergebietes ablesbar sein. Die Einfügung in die dörfliche Umgebung ist damit 
gewährleistet.

Die Immissionen durch Lärm und Geruch wurden vor Beginn der 18. 
Flächennutzungsplanänderung vom TÜV Nord begutachtet. Ausgegangen wurde 
bei den Gutachten von einem Kartoffelschälbetrieb und einer Biogasanlage mit 
einem Blockheizkraftwerk (BHKW). 

Das Schallgutachten kommt zu dem Ergebnis, dass der Tagrichtwert von 60 dB(A) 
sicher eingehalten bzw. unterschritten wird. Zur Nachtzeit besteht eine 
Lärmvorbelastung durch die vorhandene Kartoffelscheune und einen bestehenden 
Fuhrbetrieb im Dorf. Innerhalb des Plangebietes sind die Vorhaben daher so 
auszulegen, dass sie den Nachtrichtwert von 45 dB(A) um mindestens 6 dB(A) 
unterschreiten. Wesentlich sind bei dem geplanten Kartoffelschälbetrieb die 
Gestaltung der Kältetechnikanlage und der Verzicht auf nächtlichen Schäl- und 
Anlieferbetrieb. Die Biogasanlage muss die im Gutachten angenommenen 
Schallleistungspegel einhalten. Von den bisher unbeplanten Freiflächen dürfen 
keine weiteren nächtlichen Emissionen ausgehen. Im Verfahren im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgeset-zes bzw. im Baugenehmigungsverfahren wurden 
die Vorgaben des Schallgutachtens berücksichtigt.

Das Gutachten zu den Geruchsimmissionen hat folgende Geruchsquellen bei der 
Berechnung der Geruchsimmissionen zugrunde gelegt:

 Geruchsemissionen der geplanten Biogasanlage unter Berücksichtigung der 
beiden Quellgruppen Biogaserzeugung und Motoranlage.

 Geruchsemissionen der landwirtschaftlichen Betriebe Hinrichs, Eggers und 
Schulz.

 Geruchsemissionen der Brennerei nach Umstellung auf das Kaltbrennverfahren.
 Geruchsemissionen des geplanten Kartoffelschälbetriebes.

Bei der Ermittlung der Geruchsimmissionen wurden die Grundsätze der GIRL 
(Geruchs-Immissionsrichtlinie) beachtet. Die Berechnung erfolgte für einzelne 
Wohn-häuser, die den geplanten Anlagen am nächsten liegen. Die betroffenen 
Gebiete wurden als Dorfgebiet eingestuft. Damit ergibt sich aus der GIRL ein 
Immissionswert (Grenzwert) von 0,15. An keinem der Häuser dürfen Gerüche unter 
Berücksichtigung aller Geruchsemittenten an mehr als 15 % der Jahresstunden 
wahrnehmbar sein. Die Berechnungen haben ergeben, dass unter folgenden 
Voraussetzungen der Grenzwert eingehalten wird:

 Einsatz eines Gas-Otto-Magergemisch-Motors mit 506 kW thermischer Leistung 
anstelle von 4 der bisher geplanten 6 Zündstrahlaggregate. Es verbleiben also 
noch 2 Zündstrahlmotoren.



                                                                                     Bebauungsplan   
Kartoffelschälfabrik Grabau

             planungsbüro a. pesel                                                                                   Begründung 

- 8 -

 Ableitung der Abgase der Motoren über einen oder mehrere Schornsteine von 
15 m Höhe.

Mit diesen Vorgaben kann der Grenzwert sicher eingehalten und eine erhebliche 
Belästigung im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) ist nicht zu 
befürchten. Im Verfahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bzw. im 
Baugenehmigungsverfahren wurden diese Vorgaben des Gutachtens 
berücksichtigt.

In der Zwischenzeit sind weitere Gutachten vom TÜV Nord zu Lärmemissionen 
erstellt worden. Das letzte Gutachten stammt aus dem Jahre 2007 und untersucht 
die Einhaltung des Nachtwertes an umliegenden Messpunkten. Der Tagwert von 60 
dB(A) kann in den angrenzenden Dorfgebieten eingehalten werden. Der 
einzuhaltende Nachtwert beläuft sich auf 45 dB(A). Das Gutachten kommt zu dem 
Ergebnis, dass durch die Emissionen der Kartoffelschälfabrik der Nachtwert 
(lauteste Nachtstunde) an allen Messpunkten eingehalten werden kann. Durch die 
Vorbelastungen der Kartoffelscheune im Südwesten des Plangebietes und der 
Biogasanlage im Nordwesten des Plangebietes erhöht sich die Gesamtbelastung. 
An zwei Messpunkten ist mit einer Überschreitung des Richtwertes um 1 dB(A) zu 
rechnen. Diese Erhöhung kann mit dem menschlichen Ohr nicht wahrgenommen 
werden. Sie ist daher zumutbar. Der Schallmessbericht vom 26.11.2007 ist in der 
Anlage zu dieser Begründung beigefügt.

Die Bebauung entlang des Dammneitzen-Weges mit den angrenzenden Gärten ist 
im wirksamen Flächennutzungsplan als Dorfgebiet (MD) ausgewiesen. Sie ist 
Bestandteil des gesamten Dorfgebietes und soll entsprechend festgesetzt werden. 
Im Nordosten des Dammneitzer Weges befinden sich eine Scheune und ein 
Kartoffelkeller von landwirtschaftlichen Betrieben. Um den Gebietscharakter eines 
Dorfgebietes mit landwirtschaftlicher Bausubstanz im Plangebiet umzusetzen, ist es 
notwendig, diese Bausubstanz in den Geltungsbereich einzubeziehen. Innerhalb 
der festgesetzten MD-Gebiete können die wesentlichen Bestandteile eines MD 
gemäß § 5 BauNVO (landwirtschaftliche Betriebe, Gewerbe und Wohnen) 
verwirklicht werden. Außerdem schließt das Plangebiet an dörflich geprägte 
Flächen im Norden an.

Innerhalb des südwestlichen Bereichs des Dorfgebietes sind schutzbedürftige 
Räume (Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches), die nachts genutzt 
werden, unzulässig. Ausnahmen können gemäß § 31 (1) BauGB zugelassen 
werden, sofern mit einem Gutachten nachgewiesen wird, dass die Immissionswerte 
von nachts: 45 dB(A) eingehalten werden. Mit dieser Festsetzung kann auf den 
konkreten Einzelfall eingegangen werden. Gesundheitsgefährdungen können 
gleichzeitig ausgeschlossen werden. Die bestehende Bebauung genießt 
Bestandsschutz.
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4. Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der Grundflächenzahl 
und die Festlegung der Zahl der Vollgeschosse, auch in Verbindung mit der 
maximalen Höhe der baulichen Anlagen, bestimmt. Diese Festsetzungen ergeben 
sich aus der bestehenden und der geplanten baulichen Struktur.

Die Festsetzung von einem Vollgeschoss in Verbindung mit der maximalen Höhe 
der baulichen Anlagen ermöglicht die notwendige Einfügung des 
Gebäudekomplexes des Sondergebietes in die bauliche Umgebung. Da Hallen in 
der Regel ein größeres Gebäudevolumen aufweisen, soll durch die Festlegung 
eines Vollgeschosses und der maximalen Höhe von 12 m über dem 
Höhenbezugspunkt auf der Erschließungsstraße (Oberkante Fertigfahrbahn) eine 
optische Einfügung in die Umgebung vorgenommen werden. Damit wird der 
Bestand aufgenommen und an dieser Stelle für die Zukunft bestimmt. Auch die 
Bebauung der Dorfgebiete ist derzeit auf ein Vollgeschoss begrenzt. Diese 
Begrenzung soll auch künftig das Plangebiet charakterisieren.

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird entsprechend der geplanten intensiveren Nutzung 
innerhalb des SO mit 0,6 festgesetzt. Die Beschränkung ist erforderlich, um das 
Plangebiet in die baulichen und landschaftlichen Strukturen einfügen zu können. 
Für das nördliche MD-Gebiet wird dieser Wert ebenfalls festgesetzt, da weiterhin 
die Möglichkeit bestehen bleiben soll, landwirtschaftliche Anlagen und 
Gewerbebauten zu verwirklichen. Im Süden sind überwiegend Wohnhäuser 
vorhanden und geplant, so dass die Nutzung nicht so intensiv sein wird. Die GRZ 
wird daher auf 0,4 begrenzt. Eine Beschränkung gemäß § 19 (4) BauNVO wird 
nicht festgelegt. Ziel der Planung ist eine Nutzung des Sondergebietes durch eine 
Kartoffelschälfabrik mit entsprechenden Stellplatzflächen für Mitarbeiter und eine 
Nutzung der Dorfgebiete mit den zulässigen Einrichtungen mit entsprechend 
notwendigen Nebenanlagen. 
 
Die private und öffentliche Grünfläche zählen nicht zum anrechenbaren Bauland im 
Sinne von § 19 (3) BauNVO.

Durch die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse und der GRZ ist die Festlegung 
einer Geschossflächenzahl oder Baumassenzahl nicht notwendig. Die in § 17 
BauNVO festgelegten Höchstwerte gelten weiterhin. Sie können eingehalten 
werden.

5. Bauweise

Auf die Festsetzung einer Bauweise wird innerhalb des Sondergebietes und des 
Dorfgebietes, in dem der Kartoffelkeller steht, verzichtet. Innerhalb des 
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Sondergebietes muss die Möglichkeit bestehen, für diese spezielle Nutzung den 
entsprechenden Baukörper zu errichten, ohne dass er in seiner Länge begrenzt 
wird. Der Kartoffelkeller ist bereits länger als 50 m, er soll auch künftig ermöglicht 
werden. Da die Baugebiete in den Ausmaßen begrenzt sind, kann die 
städtebauliche Ordnung mit der Festsetzung der Baugrenzen gewährleistet werden. 

Für die übrigen Dorfgebiete wird die offene Bauweise festgesetzt. Um die 
Einfügung des Gesamtgebietes in die dörfliche Umgebung zu gewährleisten, ist die 
Beschränkung auf die Gebäudelänge von 50 m in diesen Bereichen notwendig.

6. Überbaubare Grundstücksflächen

Die festgesetzten Baugrenzen halten zu den angrenzenden Nutzungen einen 
Abstand von 3 m. Dieses Maß lässt genügend Raum für die angrenzenden 
Nutzungen. Entlang der Straße Am Spielplatz wird der Abstand der bestehenden 
Gebäudeecke zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche aufgenommen und 
weitergeführt. Teile der baulichen Anlagen der nördlich angrenzenden 
Biogasanlage sind ebenfalls in einem geringen Abstand zur Straßenverkehrsfläche 
errichtet worden. Der öffentliche Straßenraum wird dadurch nicht unzumutbar 
eingeschränkt. Weitere Beschränkungen werden nicht festgesetzt, um die 
Grundstücke optimal für die baulichen Anlagen nutzen zu können.

Die bestehende Scheune im nördlichen Dorfgebiet ragt mit einer Ecke in die 
öffentliche Straßenverkehrsfläche des Dammneitzer Weges. Sie genießt 
Bestandsschutz. Sollte die bauliche Anlage entfernt werden, muss ein Neubau mit 
Hauptnutzungen innerhalb der festgelegten überbaubaren Grundstücksfläche 
errichtet werden, um sich in die bauliche Umgebung einfügen zu können. 

7. Verkehr

Die Erschließung des Sondergebietes ist durch die bestehenden Straßen im 
Westen und Südwesten gewährleistet. Diese Straßen und der vorhandene 
Dammneitzer Weg werden als öffentliche Straßenverkehrsflächen festgesetzt. 
Überörtlich ist die Erschließung durch die Verbindung dieser Straßen mit der 
Kreisstraße 16 gewährleistet, die im Norden des Plangebietes durch das Dorf 
verläuft.

Auf die Festsetzung von gesonderten Flächen für Stellplätze wird verzichtet. 
Innerhalb des Plangebietes muss es möglich sein, die notwendigen Stellplätze auf 
den jeweiligen Grundstücken entsprechend dem Bedarf anzulegen. 
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8. Natur- und Landschaftspflege

Die Landschaft im Umfeld der Ortschaft Grabau wird durch den Übergangsbereich 
der ebenen bis flachwelligen Grundmoränenlandschaft des Uelzener Beckens und 
der welligen bis kuppigen Endmoränenlandschaft der Ostheide charakterisiert. Das 
Plangebiet wird durch eine Geestfläche geprägt. Die topographischen Höhen liegen 
bei ca. 61 m über NN. Die Landschaft im Raum Grabau konnte im Wesentlichen 
seine naturräumliche Charakteristik bewahren. Die mit einem bewegten Relief 
ausgestattete Geest zeichnet sich durch ein abwechslungsreiches Mosaik von 
Wald- und Ackerflächen aus. Der Niederungsbereich wird noch durch eine Wiesen- 
und Weidelandschaft mit Altbaumbeständen sowie kleineren Feuchtwäldern 
dokumentiert. Östlich der Ortschaft erstreckt sich eine große, ungegliederte 
Ackerflur, die Defizite an landschaftstypischen und –prägenden Elementen 
aufweist. In dieses Gesamtbild wird das Plangebiet eingebunden.

Das geologische Ausgangsmaterial besteht aus Geschiebedecksand über 
glazifluviatilem Sand der Saale-Eiszeit. Der trockene, steinige, schwach anlehmige 
Sandboden ist den Podsol-Braunerden zuzuordnen. 

Das Sondergebiet zeichnet sich durch einen Hallenkomplex aus, der mit Zufahrten 
für Stellplätze und den Anlieferverkehr geprägt wird. Der südwestliche Teil des SO 
ist nahezu vollständig versiegelt. Kleinklimatische Extreme und siedlungsklimatisch 
ungünstige Effekte (z. B. Temperaturextreme, Winddüsen und lufthygienische 
Belastungen durch Stäube und Aerosole) sind hier wahrscheinlich. Die südlich 
angrenzenden Großgrünstrukturen (Bäume) übernehmen siedlungsklimatisch 
wichtige Funktionen. Sie regulieren die Lufttemperatur sowie die Luftfeuchte und 
bieten ausreichend Windschutz, da sie durch eine Erhöhung der Luftturbulenz im 
Kronenbereich zu einer Verringerung der Windstärke in bodennahen Luftschichten 
beitragen. Des Weiteren sind sie für die Lufthygiene von Bedeutung, da sie die 
Fähigkeit besitzen, Schadstoffe und Stäube aus der Luft zu filtern. 

Entlang des Dammneitzer Weges schließen sich Hausgärten an, die überwiegend 
als Zier-, Obst- und Gemüsegärten genutzt werden. Die Hausgärten werden 
intensiv gepflegt und sind als naturfern einzustufen. Das unbebaute Grundstück im 
Süd-osten des Dorfgebietes ist Bestandteil einer Ackerfläche. Die bestehende 
Bepflanzung mit Laubbäumen im Nordosten des Plangebietes stellt einen 
schützenswerten Übergang zur freien Landschaft dar. Sie wird daher als private 
Grünfläche, Schutzpflanzung 2, festgesetzt.

Die Festlegung der Bepflanzungsfläche Schutzpflanzung 1 hat das Ziel, das 
Sondergebiet in die angrenzende Landschaft einzubinden und den Ortsrand an 
dieser Stelle zu markieren. Die Eingrünung mit standortgerechten Laubbäumen und 
-sträuchern ist ein Ort typisches Element für den Übergang vom Dorf zur freien 
Landschaft. Innerhalb der Fläche zum Anpflanzen von Laubbäumen wird eine 
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fünfreihige Baum- und Strauchhecke festgesetzt. Das Plangebiet kann mit diesen 
Laubgehölzpflanzungen besser in die umgebende Landschaft eingebunden werden. 
Aufgrund dieses öffentlichen Belangs wird die Fläche als öffentliche Grünfläche 
festgesetzt. Diese Festlegung definiert nicht die Eigentumsverhältnisse.

Die private und öffentliche Grünfläche zählen nicht zum anrechenbaren Bauland im 
Sinne von § 19 (3) BauNVO.

Laubbäume im Geltungsbereich des Bebauungsplanes, die einen 
Stammdurchmesser von mehr als 20 cm (gemessen in einer Höhe von 100 cm über 
dem Boden) aufweisen, sind zu erhalten. Für ausnahmsweise gefällte Bäume ist als 
Ersatz ein Laubbaum der gleichen Art oder wahlweise der Baumarten Rotbuche 
(Fagus sylvatica), Sandbirke (Betula pendula) oder Stieleiche (Quercus robur) von 
mindestens 12 cm Stammumfang innerhalb des jeweiligen Grundstücks zu pflanzen 
und zu erhalten. Mit dieser Festlegung kann der dörflich geprägten Charakter mit 
großen Laubbäumen erhalten bleiben.

Gemäß § 13 a (2) Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des 
Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a (3) Satz 5 BauGB vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Auf eine Eingriffsbilanzierung wird 
aus diesem Grund verzichtet.

9. Ver- und Entsorgung

Die Wasser-, Abwasser- und Elektrizitätsversorgung wird durch den Anschluss an 
die zentralen Anlagen der Ver- und Entsorgungsträger sichergestellt. Die 
Abfallentsorgung erfolgt durch den Träger der Müllentsorgung über die öffentlichen 
Straßenverkehrsflächen. 

Gemäß Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Uelzen ergibt sich für 
jeden Eigentümer eines bewohnten oder bebauten Grundstücks ein Anschluss- und 
Benutzungszwang an die öffentliche Abfallentsorgung (§ 3 Abs. 1 und 2). 
Anfallende Abfälle zur Beseitigung sind dem öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger zu überlassen. Die Abfallentsorgung erfolgt durch den 
Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Uelzen bei einer Containergröße von MGB 600 
Liter und/oder 1.100 Liter auf dem Grundstück. Kleinere Behälter sind an der 
Erschließungsstraße bereitzustellen. Eine Abfallentsorgung an bzw. auf den 
Grundstücken kann nur dann erfolgen, wenn keinerlei Hindernisse oder 
Gegenverkehr die Zufahrten behindern bzw. die Zufahrt entsprechend ausgebaut 
ist.

Das Oberflächenwasser ist gemäß § 149 (3) Nds. Wassergesetz (NWG) grundsätz-
lich durch die Grundstückseigentümer zu beseitigen, soweit die Gemeinde nicht den 
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Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt 
oder ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit zu verhüten. Damit soll eine Versickerung an Ort und 
Stelle ermöglicht werden, wo dies möglich und sinnvoll ist. Der unmittelbare 
Lebensraum erfährt dadurch eine Aufwertung. Bei dem Oberflächenwasser von den 
Stellplätzen muss gewährleistet werden, dass Belastungen des Bodens 
ausgeschlossen sind. Der Schutz des Grundwassers ist zu gewährleisten. Eine 
Grundwasserbeeinträchtigung durch belastetes Oberflächenwasser ist durch 
technische Vorkehrungen nach dem jeweiligen Stand der Technik zu vermeiden.

10. Kosten der Erschließung, Finanzierung, Bodenordnung

Bodenordnerische Maßnahmen werden auf der privaten Ebene vorgenommen. 
Zusätzliche Erschließungsstraßen sind nicht notwendig. Anliegerbeiträge werden 
auf der Grundlage des BauGB und des kommunalen Abgaberechts erhoben.

Suhlendorf, Juni 2012

(L.S.) gez. Weichsel
         -Der Bürgermeister-
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